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Sitzungstermine  2014 

 

 
Bei Interesse an den Tagesordnungen, können diese beim Bürgermeisterbüro unter 
� 0 21 03 / 72-106 oder mailto:buergermeisterbuero@hilden.de angefordert werden. 

Die Tagesordnungen werden dann - entweder einmalig oder aber auch auf Wunsch regelmäßig - kostenlos zugesandt. 
 

**************************************** 
 

Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 
 

1.  Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 14B, 2. beschleunigte Änderung für den Bereich 
Heiligenstraße/Am Kronengarten 
 

Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung vom 01.10.2014 nach Vorberatung im Stadtentwick-
lungsausschuss den Bebauungsplan Nr. 14B, 2. beschleunigte Änderung für den Bereich Heiligenstra-
ße/ Am Kronengarten gemäß der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen(GO NRW) vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der z.Zt. gültigen Fassung sowie § 10 Abs. 
1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.September 2004 (BGBl. I S. 
2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) geändert wurde, 
als Satzung beschlossen. 
 

Das Plangebiet liegt im unmittelbaren Bereich der Hildener Innenstadt südlich der Straße Am Kronen-
garten und wird im Westen durch die Heiligenstraße begrenzt.  
Das Plangebiet umfasst einen kleinen Teil der Straße Am Kronengarten (Flurstück 1174) sowie die 
Flurstücke 1187, 1188, 1989 und 1194, alle in Flur 49 der Gemarkung Hilden. 
 

Dem Satzungsbeschluss liegt die Begründung vom 11.08.2014 zugrunde. 
 

Der Bebauungsplan Nr. 14B, 2. beschleunigte Änderung wird mit Begründung im Verwaltungsgebäude, 
Am Rathaus 1, 4. Etage, Zimmer 451, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehal-
ten. Über den Inhalt des Plans und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben.  
 
Hinweise: 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Gel-

tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung 
durch den Bebauungsplan Nr. 14B, 2. beschleunigte Änderung und über das Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen wird hingewiesen.  

 

2. Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans gemäß § 214 Abs. 2 BauGB sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 
nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 215 Abs. 1 BauGB für die Rechtswirksamkeit 
des Bebauungsplanes Nr. 14B, 2. beschleunigte Änderung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb 
von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und 
Vermessungsamt – unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind. 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird hiermit auf die Voraussetzungen für die Geltend-machung der 
Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen. 
 

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat 29.  26.  14. 25. 01.   01.  17. 

Haupt- und Finanzausschuss   05. 30.        03. 

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  19.       04.   05. 

Ausschuss für Schule und Sport  05.       24.   10.  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz  06.      28.    27.  

Jugendhilfeausschuss  13.       25.   11. 

Paten- und Partnerschaftsausschuss  10.           

Personalausschuss  10.           

Rechnungsprüfungsausschuss    02.       05.  

Sozialausschuss  05.       15.   01. 

Stadtentwicklungsausschuss 22. 12.  09. 07.    10. 22. 26.  

Wahlausschuss    10. 28. 17.       

Wahlprüfungsausschuss         02.    

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsaussch.   13.      28.   19.  

Integrationsrat 23.         30.   
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3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW beim Zustan-
dekommen des Bebauungsplans Nr. 14B, 2. beschleunigte Änderung kann nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,  

 b) der Bebauungsplan Nr. 14B, 2. beschleunigte Änderung, ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,  

 c) die Bürgermeisterin hat den betreffenden Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und Vermes-

sungsamt – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 

4. Die Vorschriften des § 215 Abs. 1 und 2 BauGB bleiben unberührt. 
 
Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 14B, 2. beschleunigte Änderung als Satzung, Ort und Zeit 
der Auslegung sowie die aufgrund des BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 14B, 2. beschleunigte Änderung gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten 
Kartenausschnitt wird hingewiesen. 
 
Hilden, den 02.10.2014 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.  Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 67, 7 . vereinfachte Änderung für den Bereich 
Fritz-Gressard-Platz 2-9 
 

Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung vom 01.10.2014 nach Vorberatung im Stadtentwick-
lungsausschuss den Bebauungsplan Nr. 67, 7. vereinfachte Änderung für den Bereich Fritz-Gressard-
Platz 2-9 gemäß der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der z.Zt. gültigen Fassung sowie § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) geändert wurde, als Satzung be-
schlossen. 
 

Das Plangebiet liegt am westlichen Rand der Hildener Innenstadt zwischen Fußgängerzone und Stadt-
park. 
Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 1039 und 1249, beide in Flur 58 der Gemarkung Hilden. 
 

Dem Satzungsbeschluss liegt die Begründung vom 08.07.2014 zugrunde. 
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Der Bebauungsplan Nr. 67, 7. vereinfachte Änderung wird mit Begründung und Zusammenfassender 
Erklärung im Verwaltungsgebäude, Am Rathaus 1, 4. Etage, Zimmer 451, während der Dienststunden 
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Plans und der Begründung wird auf Ver-
langen Auskunft gegeben.  
 

Hinweise: 
 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung 
durch den Bebauungsplan Nr. 67, 7. vereinfachte Änderung und über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen.  

 

2. Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans gemäß § 214 Abs. 2 BauGB sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 
nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 215 Abs. 1 BauGB für die Rechtswirksamkeit 
des Bebauungsplanes Nr. 67, 7. vereinfachte Änderung, unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und 
Vermessungsamt – unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind. 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird hiermit auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen. 

 

3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW beim Zustan-
dekommen des Bebauungsplans Nr. 67, 7. vereinfachte Änderung kann nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 b) der Bebauungsplan Nr. 67, 7. vereinfachte Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,  

 c) die Bürgermeisterin hat den betreffenden Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und Vermes-

sungsamt – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 

4. Die Vorschriften des § 215 Abs. 1 und 2 BauGB bleiben unberührt. 
 
Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 67, 7. vereinfachte Änderung als Satzung, Ort und Zeit der 
Auslegung sowie die aufgrund des BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit 
öffentlich bekannt gemacht.  
 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 
Nr. 67, 7. vereinfachte Änderung gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 

Auf den zur Orientierung veröffentlichten´ 
Kartenausschnitt wird hingewiesen.  
 
Hilden, den 02.10.2014 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
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Bekanntmachung des Zweckverbandes Erholungsgebiet U nterbacher See 
 

3. Sitzung der Zweckverbandsversammlung am 21. Okto ber 2014 
 
Am Dienstag, 21. Oktober 2014 um 12:30 Uhr findet die nächste Sitzung der Verbandsversammlung 
des Zweckverbandes Erholungsgebiet Unterbacher See im Sitzungsraum/ Erdgeschoss, Kleiner Torf-
bruch 31, 40627 Düsseldorf, statt.  
Die Veröffentlichung der Tagesordnung erfolgt im Amtsblatt Nr. 42 der Bezirksregierung Düsseldorf 
vom 16.10.2014. 
 
Düsseldorf, 06.10.2014 
von Rappard 
Geschäftsführer  

 
Bekanntmachungen der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velb ert 
 

4. Kraftloserklärungen 
 
Die Sparkassenbücher 
 
3021610005 - alt 1610005 (V) 
 
3021633106 , 3041381959 , 4045036839 
 
ausgestellt von der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert, der ehemaligen Stadt-Sparkasse Hilden (H), 
der ehemaligen Stadt-Sparkasse Ratingen (R) und der ehemaligen Sparkasse Velbert (V), deren 
Rechtsnachfolgerin die Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert ist, werden nach Durchführung des Aufge-
botsverfahrens für kraftlos erklärt. 
 
Velbert, 05. September 2014 
SPARKASSE HILDEN·RATINGEN·VELBERT 
  DER VORSTAND 
 
 

5. Aufgebote 
 
Die Sparkassenbücher 
 
3031156049, 3031163565, 3041368873, 
3041131529 - alt 1131523 (R), 3042473367 – alt 2473361 (R), 3043523251 – alt 3523255 (R) 
 
der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert, der ehemaligen Stadt-Sparkasse Hilden (H), der ehemaligen 
Stadt-Sparkasse Ratingen (R) und der ehemaligen Sparkasse Velbert (V), deren Rechtsnachfolgerin 
die Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert ist, werden aufgeboten. 
 
Die Inhaber der Sparkassenbücher werden aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter Vorla-
ge der Sparkassenbücher anzumelden, andernfalls werden die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt. 
 
Velbert, 19. September 2014 
SPARKASSE HILDEN·RATINGEN·VELBERT 
  DER VORSTAND 
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Öffentliche Ausschreibung der Stadt Hilden 
 

6. Rigolenentwässerung Neubau Musikpavillon Helmhol tzgymnasium, Am Holterhöfchen 
 
Im Wesentlichen kommen folgende Arbeiten zur Ausführung: 
100m² Pflasterdecke aufnehmen und wieder verlegen 
85m² Baugruben ausheben, Tiefe bis 3,0m und nach Herstellung des Bauwerkes lagenweise einbauen 
und verdichten 
45m² Filterkies liefern und einbauen 
70m² Rigole mit Vlies ummanteln 
10m Vollsickerrohr 
 
Beginn der Arbeiten:   47. KW 2014 
Fertigstellung der Arbeiten: 48. KW 2014 
 
Die Verdingungsunterlagen können ab dem 09.10.2014 bei der Zentralen Vergabestelle der Stadt Hil-
den, Am Rathaus 1, 40721 Hilden, per Post, per Fax (02103 / 72 625), per E-Mail 
(vergabestelle@hilden.de) oder im Zimmer 243 angefordert werden.  
 
Die Verdingungsunterlagen werden dann per E-Mail ve rsandt.  
 
Der Eröffnungstermin  findet am 29.10.2014, 10:00 Uhr , im Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, 
Zimmer 107, statt. Es dürfen Bieter und ihre Bevollmächtigten anwesend sein. 
 
Folgende Nachweise sind mit dem Angebot vorzulegen: 
- Bescheinigung des Finanzamtes, dass keine Rückstände an öffentlichen Abgaben bestehen, 
- Bescheinigung über die Zahlung von Sozialversicherungsbeiträge (Unbedenklichkeitsbescheinigung) 
- Freistellungsbescheinigung zum Steuerabzug bei Bauleistungen, 
 
Hinweis: Fehlende Unterlagen müssen innerhalb von 6 Kalendertagen nach Aufforderung nachgereicht 
werden, ansonsten erfolgt der Ausschluss von der Vergabe. Ein Hinweis auf frühere Bewerbungen wird 
nicht akzeptiert. 
 
Nach § 4 des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW sind alle Bieter verpflichtet eine Tariftreueerklä-
rung für eigene Mitarbeiter, für Mitarbeiter von eventuell eingesetzten Nachunternehmern sowie für 
eventuell entliehene Mitarbeiter abzugeben. Dies gilt nicht für reine Lieferleistungen/Käufe. 
 
Nebenangebote, die in technischer Hinsicht von der Leistungsbeschreibung abweichen, sind auch oh-
ne Abgabe eines Hauptangebotes zugelassen. (Die technische Gleichwertigkeit ist mit Abgabe des 
Angebots nachzuweisen!) Andere Änderungsvorschläge oder Nebenangebote (z. B. abweichende Zah-
lungsbedingungen, Preisvorbehalte) sind nur in Verbindung mit einem Hauptangebot zugelassen. Ne-
benangebote oder Änderungsvorschläge müssen im Vergleich zur Leistungsbeschreibung qualitativ 
und quantitativ gleichwertig sein. 
 
Die Bieter sind bis zum 07.11.2014 an ihr Angebot gebunden. 
 
Stelle, an die sich der Bewerber/Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestim-
mungen wenden kann: Kreis Mettmann, Der Landrat, Kommunalaufsicht, Düsseldorfer Str. 26, 40822 
Mettmann, Fax: 02104 / 99 – 4403. 
 
 
 


